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RECHNUNGSWESEN

Die Gemeinden in der Schweiz sind mit zahlreichen
anderen Organisationen eng verknüpft. Oftmals ist
ein weitverzweigtes Netzwerk aus öffentlichen und
privaten Organisationen mit der Erfüllung von kom-
munalen Aufgaben betraut. Im jährlichen Abschluss
der Gemeinden werden Informationen zu diesem
Netzwerk in der Regel nicht ausdrücklich offengelegt.
Mit einer erweiterten Rechnungslegung könnten die
Gemeinden in Zukunft zusätzliche wertvolle Infor-
mationen für die verschiedenen Entscheidungsträger
zur Verfügung stellen. Diese mögliche Erweiterung
der Rechnungslegung kann mit einer Publikation
eines konsolidierten Jahresabschlusses erfolgen. Zu-
sätzlich ist aber auch die Offenlegung von aussage-
kräftigen Informationen im Anhang der Jahresrech-
nung erforderlich.
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Rechnungslegung von Beteili-
gungen in Schweizer Gemeinden

Möglicher Entwicklungspfad für einen transparenteren Ausweis

1. Ausgangslage

Verschiedene Studien zeigen, dass die
Gemeinden in der Schweiz mit zahlrei-
chen anderen Organisationen eng ver-
bunden sind [1]. Diese Verbindungen
sind einerseits nach öffentlichem Recht
ausgestaltet, wie beispielsweise Zweck-
verbände (auch Gemeindeverbände
genannt), andererseits gibt es aber
auch Verbindungen nach Privatrecht,
wie zum Beispiel Beteiligungen von
Gemeinden an Aktiengesellschaften.
Darüber hinaus arbeiten auf vertragli-
cher Basis oder mittels Mitgliedschaf-
ten der Gemeinden üblicherweise Ver-
bände, Vereine und weitere Organisa-
tionen an der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben mit. In vielen Gemeinden ist

ein weitverzweigtes Netzwerk von Or-
ganisationen mit der Erfüllung der ver-
schiedenen Aufgaben betraut. An die-
sem Netz wird voraussichtlich in den
kommenden Jahren weiter geknüpft,
denn trotz einzelnen Ausnahmen ist
immer noch ein Trend zu vermehrten
Ausgliederungen, Auslagerungen und
(Teil-)Privatisierungen von kommuna-
len Aufgaben zu beobachten.

Mit dem in den meisten Schweizer Ge-
meinden grundsätzlich angewende-
ten harmonisierten Rechnungsmodell
(HRM) werden die Zahlungsströme
zwischen den Gemeinden und den mit
ihr verbundenen Organisationen prin-
zipiell erfasst und in der Verwaltungs-
rechnung ausgewiesen. Doch eine
Übersicht über das Netzwerk von auf-
gabenerfüllenden Organisationen ins-
gesamt wird weder erstellt noch publi-
ziert.

2. Handlungsbedarf
In Budget, Finanzplan und Verwal-
tungsrechnung sind die Mittelflüsse
zwischen den Gemeinden und den mit
ihnen verbundenen Organisationen
i.d.R. abgebildet. Die momentane Er-
tragslage einer Gemeinde kann somit
relativ zuverlässig eingeschätzt wer-
den. Hingegen fehlen wesentliche An-
gaben zur Einschätzung der Vermö-
gens- und Finanzlage sowie zur Ein-
schätzung des Risikos, welchem sich
die Gemeinden u.a. durch ihre Verbin-
dungen zu anderen Organisationen
aussetzen. Ebenso fehlen derzeit Infor-
mationen in der Jahresrechnung über
Bereiche, in denen die Gemeinde für
die Erfüllung von bestimmten Aufga-
ben sorgen, d.h. diese Aufgabenerfül-
lung gewährleisten muss. Durch die in
den letzten Jahren veränderte Art der
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Aufgabenerfüllung und die zuneh-
mende Bedeutung des oben angespro-
chenen Netzwerkes akzentuiert sich
die beschriebene Problemstellung in
den Gemeinden vermutlich in den
kommenden Jahren auch noch weiter.

Eine breitangelegte Umfrage bestätig-
te unsere Vermutung, dass die Infor-
mationsbedürfnisse der internen wie
auch der externen Anspruchsgruppen
an Informationen aus der kommunalen
Rechnungslegung derzeit nicht mehr
optimal befriedigt werden können [2].
Entsprechend ist unseres Erachtens die
heutige Rechnungslegung nach dem
HRM zu ergänzen.

3. Möglicher
Entwicklungspfad
Mit Blick auf ähnliche Problemstellun-
gen in der Privatwirtschaft bietet sich
für die verbesserte Information bezüg-
lich Beteiligungen und Verbindungen
zu anderen Organisationen für die Ge-
meinden die Erstellung und Publika-
tion eines konsolidierten Abschlusses
an. Verschiedene Vertreter in der
Schweiz fordern dies bereits seit Jah-
ren [3]. Seit kurzem werden auch inter-
national vermehrt entsprechende An-
sätze diskutiert [4].

Ein konsolidierter Abschluss ist auf
eine wirtschaftliche Betrachtung aus-
gerichtet und deckt die Perspektive der
Gemeinde als (Mit-)Eigentümerin von
anderen Organisationen ab. Allerdings
berücksichtigt eine ausschliesslich an
bestehende Konzepte aus der Privat-
wirtschaft angelehnte konsolidierte
Darstellung die spezielle Situation, in
der Gemeinden im Vergleich zu Unter-
nehmungen sind, kaum ausreichend.
Dies, weil in der Praxis die Gemeinden
oftmals zahlreiche Verbindungen zu
anderen Organisationen haben, bei
welchen sie einerseits zwar nur be-
schränkte Mitbestimmungsrechte haben,
andererseits sich aber aus diesen Ver-
bindungen Haftungsfragen und offene
Fragen von Verpflichtungen aus Ge-
währleistung ergeben können. Die
Verbindungen der Gemeinden mit an-
deren Organisationen haben eben
nicht nur den Charakter von Beteili-
gungen nach dem Verständnis der Pri-
vatwirtschaft. Beispielsweise können

für Gemeinden die Mitgliedschaften in
Zweckverbänden von zentraler Bedeu-
tung sein. Bei diesen Zweckverbänden
handelt es sich oftmals um Zuschuss-
organisationen mit für die Gemeinden
weitreichenden Verpflichtungen bei
gleichzeitig beschränktem Mitsprache-
recht. Nicht zuletzt enthält ein konso-
lidierter Abschluss nach privatwirt-
schaftlichem Konzept keine Informa-
tionen über Bereiche, in denen die
Gemeinden eine Aufgabenerfüllung
gewährleisten müssen [5].

Die Informationen, die auch mit einem
konsolidierten Abschluss nicht bereit-
gestellt werden können, sind in der
Entscheidungsfindung aber allenfalls
relevant. Gleichzeitig ist jedoch deren
Quantifizierung in der Regel schwierig.
Eine mögliche Lösung dieser Heraus-
forderung könnte die Publikation von
entsprechenden Informationen im An-
hang zur Jahresrechnung sein. Die Ge-
meinden könnten da in einer qualita-
tiven Art mehr Informationen zum
Netzwerk von aufgabenerfüllenden Or-
ganisationen und zur damit verbunde-
nen Problematik von Risiko, Gewähr-
leistung usw. publizieren.

Der mögliche Entwicklungspfad der
kommunalen Rechnungslegung könn-
te deshalb einerseits bestimmt sein von
der Erstellung und der Publikation
eines konsolidierten Abschluses sowie
weiter von einer Offenlegung von aus-
sagekräftigen Informationen im An-
hang zur Jahresrechnung.

4. Konsolidierte Darstellung

Im konsolidierten Abschluss wird die
Gemeinde als wirtschaftliche Einheit
insgesamt, d.h. inkl. aller wesentlichen
Beteiligungen, betrachtet. Die be-
triebswirtschaftliche Betrachtungswei-
se der Gemeinde steht im konsolidier-
ten Abschluss somit im Vordergrund.
Mit dem konsolidierten Abschluss wird
damit auch die Verantwortung der Ge-
meinde als (Mit-)Eigentümerin ange-
sprochen. Der konsolidierte Ausweis
soll eine Übersicht über die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
meinde mit ihren Beteiligungen geben.
Die einzelnen Teile des konsolidierten
Abschlusses entsprechen den Teilen im
Einzelabschluss. Zusätzlich sind in der
Einleitung oder im Anhang die wich-
tigsten Informationen, Erklärungen
und Bemerkungen zum konsolidierten
Abschluss anzubringen.

4.1 Konsolidierungskreis

In den konsolidierten Abschluss der
Gemeinde sollten alle Mehrheits- und
alle wesentlichen Minderheitsbeteili-
gungen aufgenommen werden. Analo-
ges gilt für die beteiligungsähnlichen
Verbindungen. In einer Umfrage spra-
chen sich insbesondere Vertreter von
externen Anspruchsgruppen für eine
konsolidierte Darstellung von Mehr-
heits- und Minderheitsbeteiligungen
aus [6].

In den konsolidierten Abschluss der
Gemeinde sind die Beteiligungen auf-
zunehmen, die die Gemeinde kontrol-
lieren oder beherrschen kann. Wenn
eine Gemeinde bei einer (oder mehre-
ren) Beteiligung(en) von dieser Macht
bzw. von diesem Recht nicht Gebrauch
macht, ist das im Anhang zur Jahres-
rechnung ausdrücklich auszuweisen
(dies entbindet aber nicht von einer
Konsolidierung). Als eindeutige Indi-
zien für eine Kontrolle/Beherrschung
können dabei herangezogen werden:

– Die Stimmenmehrheit der Gemeinde,
z.B. bei Aktiengesellschaft, Zweck-
verband, Stiftung usw.;

– Das Recht der Gemeinde, die Mehr-
heit der Mitglieder des obersten Ge-
schäftsführungsorgans der Beteili-
gung zu bestellen;
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– Wenn die Gemeinde kraft Statuten
oder Vertrag einen beherrschenden
Einfluss auf die strategischen oder
operativen Tätigkeiten der Beteili-
gung ausüben kann.

Mögliche weitere Indizien für eine
Kontrolle/Beherrschung sind:

– Die Anzahl Transaktionen zwischen
der Gemeinde und der Beteiligung;

– Die Erfüllung einer öffentlichen
Aufgabe durch die Beteiligung;

– Der Nutzen der Tätigkeit der Betei-
ligung fällt mehrheitlich der Ge-
meinde zu;

– Bei einer Auflösung der Beteiligung
fällt ein allfälliger Liquidationserlös
der Gemeinde zu.

Die Kriterien für die Kontrolle bzw.
Beherrschung einer Beteiligung sind
angelehnt an die Normen der Privat-
wirtschaft. Da bei den Gemeinden die
Beteiligungsverhältnisse nicht unbe-
dingt juristisch so eindeutig wie in der
Privatwirtschaft sind, werden diese
Kriterien mit Indizien für eine Kon-
trolle/Beherrschung entsprechend er-
gänzt (sowie der Anhang zur Jahres-
rechnung adäquat ausgestaltet, siehe
dazu unten).

In den konsolidierten Abschluss wer-
den weiter alle Beteiligungen einbezo-
gen, auf welche die Gemeinde einen
massgeblichen Einfluss ausüben kann,
sogenannte Minderheitsbeteiligungen.
Ein massgeblicher Einfluss wird insbe-
sondere vermutet bei Beteiligungen,
bei welchen die Gemeinde:

– Einen Stimmenanteil zwischen 20%
und 50% an der Beteiligung hat (z.B.
bei einer Aktiengesellschaft, einem
Zweckverband, Verein usw.);

– Bei der Bestellung der obersten Ge-
schäftsführungsorgane der Beteili-
gung ein z.B. vertraglich zugesicher-
tes massgebliches Mitspracherecht
hat und beispielsweise einen oder
mehrere Vertreter in die entspre-
chenden Organe delegieren kann;

– Kraft Statuten oder Vertrag einen
massgeblichen Einfluss auf die Be-
teiligung ausüben kann.

Diese Kriterien zur Einschätzung des
Einflusses auf die Minderheitsbeteili-
gungen wurden analog zu den Krite-

rien für die Kontrolle/Beherrschung
von Mehrheitsbeteiligungen gewählt.

Weil die einzelnen Gemeinden völlig
unterschiedliche Beteiligungen halten,
ist der konkrete Konsolidierungskreis
somit stets für jede Gemeinde indivi-
duell festzulegen. In den Erläuterun-
gen zum konsolidierten Abschluss der
Gemeinde, z.B. im Anhang zur Jahres-
rechnung, ist der Konsolidierungskreis
konsequent anzugeben.

4.2 Konsolidierungsmethoden

Angelehnt an bestehende Normen der
Privatwirtschaft und Empfehlungen
für den öffentlichen Sektor (vgl. vorne
Fussnote 4 zu den IPSAS) bietet es sich
an, dass Beteiligungen, die von der
Gemeinde beherrscht oder kontrolliert

werden können, mit der Methode der
Vollkonsolidierung in den Abschluss
aufgenommen werden. Allfällige Min-
derheitsanteile von anderen Eigentü-
mern sind separat nach der sogenann-
ten Einheitstheorie auszuweisen. Mit
der Anwendung dieser Methode kann
die Gemeinde als wirtschaftliche Ein-
heit treffend dargestellt werden.

Die wesentlichen Minderheitsbeteili-
gungen der Gemeinden werden nach
der Methode der Quotenkonsolidie-
rung in den konsolidierten Abschluss
der Gemeinden aufgenommen. Die in
der Privatwirtschaft bei Minderheits-
beteiligungen üblicherweise angewen-
dete Konsolidierungsmethode nach
der Equity-Methode könnte bei der
Konsolidierung von Minderheitsbetei-
ligungen der Gemeinden in der Praxis
zu unbefriedigenden Ergebnissen füh-
ren. Dies insbesondere, weil das antei-
lige Eigenkapital z.B. von Zweckver-
bänden wegen i.d.R. fehlender Markt-
werte und der oftmaligen Eigenart als
reine Zuschussbetriebe nicht in allen
Fällen aussagekräftig sein muss. Zu-
dem können bei der Anwendung der
Quotenkonsolidierung auch die in der

Praxis für Vergleiche üblicherweise an-
gewendeten Finanzkennzahlen im An-
hang zur Jahresrechnung auf einer kon-
solidierten Basis berechnet werden.

4.3 Bewertung

Damit mit dem konsolidierten Ab-
schluss aussagekräftige Informationen
bereitgestellt werden können, ist auch
bei der öffentlichen Hand ein einheit-
liches Bewertungskonzept im konso-
lidierten Abschluss von zentraler Be-
deutung. Eine Konsolidierung zu den
heutigen Buchwerten wäre, wegen all-
fälliger stiller Reserven in den Beteili-
gungen i.w.S., vermutlich einer mög-
lichst transparenten Darstellung hin-
derlich. Da sich die Gemeinden i.d.R.
bei den Abschreibungen an die Vor-
gaben ihres Kantons halten müssen,

welche sich ihrerseits mehr nach volks-
wirtschaftlichen und kaum nach be-
triebswirtschaftlichen Kriterien rich-
ten, können die Abschreibungen der
Gemeinden von den Abschreibungen
der kommunalen Beteiligungen we-
sentlich abweichen. Bei einer Aktien-
gesellschaft richten sich beispielsweise
die Abschreibungen i.d.R. u.a. da-
nach, dass die Steuern möglichst tief
gehalten werden können. Diese Aus-
richtung kann im Vergleich zu den Be-
stimmungen im HRM, hier sind grund-
sätzlich harmonisierte Abschreibun-
gen von mindestens 10% auf dem
Verwaltungsvermögen vorgesehen, zu
unterschiedlichen Resultaten bzw. Be-
wertungen führen. Auch in der Pri-
vatwirtschaft wird im konsolidierten
Abschluss einem einheitlichen Bewer-
tungskonzept grosse Bedeutung beige-
messen.

Anlässlich der Erstkonsolidierung soll-
ten deshalb alle Werte der zu konsoli-
dierenden Einheiten neu geschätzt
werden. Um die Abschlüsse verschie-
dener Gemeinden möglichst gut mit-
einander zu vergleichen, sollten die Be-
wertungsregeln der Gemeinde, d.h.
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vom Mutterhaus, angewendet werden.
Gegenstand dieser Neubewertung von
Aktiven und Passiven nach den Regeln
des Mutterhauses ist auch die Zuwei-
sung von Vermögenswerten zu Finanz-
und Verwaltungsvermögen nach den
Regeln des Mutterhauses. Dass wegen
unterschiedlicher Bewertungsansätze
des Finanz- und Verwaltungsvermö-
gens in der Praxis dabei allenfalls ein-
zelne Fragen offenbleiben, wird in
Kauf genommen. Um über mehrere
Jahre vergleichbare Informationen zu
generieren, sollte in den Folgejahren
die Bewertung der zu konsolidieren-
den Einheiten ebenfalls nach dem
Recht der Gemeinde ausgerichtet sein.

5. Aussagekräftiger Anhang
zur Jahresrechnung
Ein konsolidierter Abschluss wäre
dann ein erster Schritt auf dem Ent-
wicklungspfad für eine aussagekräfti-
gere kommunale Rechnungslegung.
Ein erweiterter Anhang wäre ein kon-
sequenter weiterer Schritt.

Gegenüber den heutigen Regelungen
im HRM könnten die Informationen
im Anhang zur Jahresrechnung der Ge-
meinde erweitert werden. Dies ist ins-
besondere notwendig, damit sich die
Adressaten der kommunalen Rech-
nungslegung eine tatsächliche Über-
sicht über die Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage einer Gemeinde vor dem
Hintergrund des Netzwerkes von auf-
gabenerfüllenden Organisationen ver-
schaffen können. Dazu sind erst einmal
alle Verbindungen der Gemeinde zu
anderen Organisationen zu erfassen
und auszuweisen. Zusätzlich ist nach-
zuweisen, in welchen Organisationen
die Gemeinde durch Einsitz in Organe
ihren Einfluss überhaupt geltend ma-
chen kann.

5.1 Beteiligungsspiegel

Im Anhang zur Jahresrechnung könnte
mit einer Liste bzw. einem sogenannten
Beteiligungsspiegel systematisch über
alle Beteiligungen der Gemeinde (z.B.
an Aktiengesellschaften) und über alle
beteiligungsähnlichen Verbindungen
wie z.B. die Mitgliedschaft in einem

Zweckverband informiert werden. Dies
würde dann ausdrücklich auch die Or-
ganisationen umfassen, die nicht in den
konsolidierten Abschluss einbezogen
worden sind. Für den Beteiligungsspie-
gel könnte vorab als Übersicht eine
grafische Darstellung mit den Beteili-
gungen und beteiligungsähnlichen Ver-
bindungen der Gemeinde, quasi ein
Organigramm, publiziert werden. Pro
Beteiligung und beteiligungsähnliche
Verbindung könnten anschliessend fol-
gende Angaben ausgewiesen werden:

– Name, Rechtsform und Zweck der
Beteiligung bzw. der Organisation;

– Anteil der Gemeinde (finanziell,
wenn stimmenmässig der Anteil ab-
weicht, ist auch dieser auszuweisen);

– Wesentliche weitere Miteigentümer
an der Beteiligung;

– Eigene Untergesellschaften der Be-
teiligung;

– Zahlungsströme im Berichtsjahr zwi-
schen Gemeinde und der Beteili-
gung;

– Bemerkungen (Geschäftsverlauf, Um-
satz, Bilanzsumme, angewendete
Rechnungslegungsnormen usw. der
Beteiligung) usw.

5.2 Gewährleistung der Gemeinde

Wie oben angesprochen, werden mit
dem konsolidierten Abschluss nicht
alle Informationen über das Netzwerk
von aufgabenerfüllenden Organisatio-
nen offengelegt. Der Ausweis des Be-
teiligungsspiegels sichert zumindest
den Ausweis aller Beteiligungen und
aller beteiligungsähnlichen Verbindun-
gen. Weil aber Gemeinden auch Ver-
pflichtungen entstehen können, die
nichts mit Beteiligungen zu tun haben,
sondern aus reiner Gewährleistungs-
verantwortung entstehen können, ist
zusätzlich auch ein Ausweis über den
Gewährleistungsbereich zu erstellen.

Die Gemeinden haften für die Lei-
stungsfähigkeit zahlreicher Unterneh-
men und Organisationen explizit, z.B.,
indem Garantien oder Bürgschaften
abgegeben werden. Weiter muss die
Gemeinde in vielen Fällen dafür sor-
gen (gewährleisten), dass eine be-
stimmte öffentliche Aufgabe erfüllt
wird. Die expliziten Verpflichtungen
sind heute teilweise als Eventualver-

pflichtungen bereits in der Jahresrech-
nung erfasst. Die Verpflichtungen aus
Gewährleistungen sind hingegen bis-
her kaum erfasst. Neu müssten diese
deshalb im Anhang der Jahresrechnung
im sogenannten Gewährleistungsbe-
reich offengelegt werden.

Konkret sollten die Gemeinden im An-
hang zur Jahresrechnung alle Organi-
sationen und Bereiche nennen/offenle-
gen, bei welchen sie beschränkt oder
unbeschränkt für Verbindlichkeiten
haften oder allenfalls Nachschuss lei-
sten müssen. Weiter sind die mehr-
jährigen Verträge im Bereich der öf-
fentlichen Aufgabenerfüllung mit den
jeweiligen spezifischen Bedingungen
offenzulegen. Diese Regelung bedeu-
tet u.a., dass auch Verbindungen zu Or-
ganisationen zu berücksichtigen sind,
auf die die Gemeinde keinen oder nur
einen verschwindend kleinen direkten
Einfluss hat, gleichzeitig aber aus die-
ser Verbindung in Zukunft Mittel der
Gemeinde abfliessen könnten.

Die Informationen aus dem Gewähr-
leistungsbereich tragen einerseits dazu
bei, dass die nachhaltige Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage von Gemein-
den zuverlässiger eingeschätzt werden
können und andererseits zu einer si-
chereren Einschätzung des Risikos,
welchem sich die Gemeinden insge-
samt aussetzen.

Der konkrete Ausweis des Gewährlei-
stungsbereichs kann anhand eines nach
der erfüllten Aufgabe gegliederten Ra-
sters erfolgen. Der Inhalt des Rasters
lehnt sich an den Raster des Beteili-
gungsspiegels an und enthält pro Ver-
bindung der Gemeinde mit anderen
Organisationen folgende Elemente:

– Name der aufgabenerfüllenden Or-
ganisation, des Vertragspartners;

– Eigentümer bzw. wesentliche Mitei-
gentümer der aufgabenerfüllenden
Organisation;

– Beschreibung der erfüllten Aufgabe;
– Typologie des Vertrages, beispiels-

weise: echte Leistungsvereinbarung
oder defizitorientierte Abgeltung,
Vertragsdauer und Modifikations-
möglichkeiten usw.;

– Zahlungsströme im Berichtsjahr zwi-
schen der Gemeinde und der Orga-
nisation;
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– Allenfalls Gesamtaufwand für die
Leistungserbringung, wenn Gebüh-
ren direkt an den Leistungserbringer
fliessen.

5.3 Personelle Verbindungen
zu anderen Organisationen

Innerhalb des Anhangs zur Jahresrech-
nung der Gemeinde könnten weiter die
personellen Verbindungen zwischen
den kommunalen Behörden und an-
deren Organisationen sowie die Ge-
schäfte zwischen der Gemeinde und ihr
nahestehenden Personen/Unterneh-
men ausgewiesen werden.

Mit der Offenlegung dieser Informa-
tion soll die mögliche Einflussnahme

der Gemeinde in anderen Organisatio-
nen transparent gemacht werden, all-
fällige Interessenkonflikte zwischen
Behördenvertreter und anderen Or-
ganisationen aufgezeigt werden; auf
eventuelle Haftungsfragen der Ge-
meinden für ihre Vertreter soll hinge-
wiesen und allfällige Transaktionen,
welche nicht zu Marktkonditionen ab-
gewickelt worden sind, sollen beleuch-
tet werden.

Der Ausweis erfolgt anhand einer
Übersicht, welche darstellt, welche Ge-
meindevertreter in der Berichtsperi-
ode welche Posten in anderen Organi-
sationen besetzten und welche Trans-
aktionen zwischen der Gemeinde und
den jeweiligen Organisationen in der
Berichtsperiode nicht zu Marktkondi-
tionen ausgeführt wurden.

6. Fazit

Die Grundanliegen sind in der Privat-
wirtschaft wie im öffentlichen Sektor
dieselben: Mit der Rechnungslegung
sollen Informationen für verschiedene
Entscheidungsträger innerhalb und
ausserhalb der Organisation bereitge-
stellt werden. Dabei sind die Verbin-
dungen zu anderen Organisationen
stets ein wesentlicher Aspekt. In der
Privatwirtschaft soll ein (konsolidier-
ter) Abschluss eine Übersicht über die
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Unternehmung und der mit ihr ver-
bundenen Unternehmen geben. Dies
gilt auch für den öffentlichen Sektor.
Zusätzlich hat die Gemeinde jedoch
Verpflichtungen zur Aufgabenerfül-
lung, für deren Gewährleistung sie haf-
tet.
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Eine mechanistische Anlehnung an die
Konzepte der Privatwirtschaft ist für
die Situation in den Schweizer Ge-
meinden kaum zielführend. Die Be-
teiligungsverhältnisse von Gemeinden
unterscheiden sich in der Praxis sehr
von denjenigen von privaten Unter-
nehmungen. Zudem können sich bei
Gemeinden Verpflichtungen aus Ge-
währleistung auch ergeben, obwohl sie
juristisch nicht an den entsprechenden
aufgabenerfüllenden Organisationen
beteiligt sind. Deshalb ist es wichtig,
dass mit qualitativen Informationen im
Anhang der konsolidierte Jahresab-
schluss von Gemeinden ergänzt wird.
Insbesondere mit dem Ausweis von
Informationen zu den Beteiligungen,
zum Gewährleistungsbereich sowie zu
den personellen Verbindungen zu an-
deren Organisationen könnte die Aus-
sagekraft des Jahresabschlusses von
Gemeinden im Vergleich zu heute
massgeblich gesteigert werden.
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Présentation des comptes afférents
aux participations des communes suisses

Les raisons fondamentales d’une telle
présentation des comptes dans le sec-
teur public sont identiques à celles du
secteur privé: fournir des informations
aux divers organismes décideurs, tant
au sein qu’à l’extérieur d’une organi-
sation. A cet égard, les relations avec
d’autres organisations constituent
toujours un aspect important. Dans
l’économie privée, les comptes (con-
solidés) fournissent un aperçu de l’état
de la fortune, des finances et du ren-
dement de l’entreprise principale et
des entreprises qui lui sont liées. Ce
principe est également valable pour le
secteur public. Le commune doit en
outre faire face à des obligations ré-
sultant des tâches dont elle est res-
ponsable.

Une application mécanique des con-
cepts applicables dans l’économie pri-

Les communes suisses sont liées par
d’étroites relations avec un grand
nombre d’autres organisations. Il s’agit
souvent d’un réseau fort ramifié
d’organisations publiques et privées,
chargé d’exécuter des tâches commu-
nales. En règle générale, les comptes
annuels des communes ne contien-
nent aucune information directe sur
de tels réseaux. En élargissant pour-
tant la présentation de leurs comptes,
les communes pourraient à l’avenir
fournir de précieux renseignements
complémentaires aux autorités et or-
ganismes responsables des décisions.
Cet élargissement possible de la pré-
sentation des comptes pourrait inter-
venir sous forme de publication des
comptes annuels consolidés, assortie
d’une présentation d’informations
adéquates dans l’annexe aux comptes
annuels.

vée n’a toutefois guère de sens pour la
situation des communes suisses. Les
rapports de participation des com-
munes diffèrent fortement de ceux qui
régissent les entreprises privées. De
plus, les communes peuvent assumer
des obligations de garantie, bien que,
sur le plan juridique, elles n’aient au-
cune participation dans les organisa-
tions chargées d’exécuter les tâches
pour lesquelles des garanties sont
fournies. Il importe dès lors de com-
pléter les comptes consolidés par des
informations qualitatives dans l’an-
nexe. En fournissant en particulier des
informations relatives aux participa-
tions, aux garanties assumées et aux
relations personnelles avec d’autres
organisations, les communes pour-
raient augmenter sensiblement la per-
tinence et l’efficacité de leurs comptes
annuels. BK/KS/MA
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